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US-Kongreß plant
Iteibhaus-Gesetze

Eine Lawine von Gesetzen hat der neue US-
amerikanische Kongreß in Gang gesetzt, mit de-

nen gegen die als zunehmend als bedrohlich an-
gesehene Erwärmung der Globaltemperatur an-

gegangen werden soll. Ein umfassender Vorstoß
kam Ende Februar von der Republikanerin Clau-
dine Schneider aus dem Repräsentantenhaus.

Er umfaßt folgende Vorhaben:

- Ein internationales Abkommen, nach dem die

globale C02"Konzentration bis zum Jahre

2000 um 20% gesenkt und das Abkommen
von Montreal revidiert werden soll, um die
Produktion von FCKW innerhalb von fünf bis
sieben Jahre zu stoppen.

- Die US-amerikanische Hilfe zur Familienpla-
nung an Entwicklungsländer soll verdoppelt
werden, um das Bevölkerungswachstum und
damit den Energiebedarf zu bremsen.

- Empfanger von Entwicklungshilfe müssen
eine langfristige Forstwirtschaft praktizieren.

- Aus Ländern, die sich nicht beugen, werden
keine tropischen Hölzer mehr importiert.

- Es sollen Hunderte von Millionen Dollar zu-
sätzlich für Forschung und Entwicklung ener-
giesparender Techniken, für Solarenergie, er-
neuerbare Energiequellen und solare Wasser-

Stofftechnologie ausgegeben werden.

- Treibstoffsparende Autos sollen steuerbegün-
stigt werden.
Der Antrieb für diese Gesetzesinitiative

kommt aus der Erfahrung mit der Dürre im letz-
ten Sommer, obwohl kaum ein Wissenschaftler
diese Dürre mit der globalen Erwärmung er-
klärt. Stephen Schneider von National Atmo-
spheric Research Centre hält dies für »absurd«,
dennoch begrüßt er es, daß der Kongreß sich die-
ses Themas annimmt, »wenn awcü ans den^a/-
.sc/ten Gründen. «

Unabhängig von der Expertenmeinung tobt
die Lobby schon. Die Automobilindustrie fürch-
tet treibstoffsparende Importmodelle, die Koh-
leindustrie wehrt sich gegen Kohleeinsparun-
gen. Dennoch mißt man einigen Vorschlägen
Durchsetzungskraft zu, wenn es wieder einen

warmen Sommer gibt, besonders in Washington.
Atawre

2007 : LA ohne Smog

Mit einer Reihe von Maßnahmen wollen die
Stadtverordneten von Los Angeles den Smog be-

kämpfen. Diesmal ist es ihnen ernst, greifen sie
doch des Amerikaners liebstes Kind an: das

Auto. Bis zum Jahre 20Ö7 soll es im Großraum
Los Angeles keine mit Benzin betriebenen Autos
mehr geben; Methanol und ein Konzept für den

öffentlichen Verkehr sind die wichtigsten Schrit-
te dazu.

Betroffen sind die zwölf Millionen Einwohner
von Los Angeles, San Bernadino, Orange und

Riverside, die mit ihren ca. sechs Millionen Pri-
vatautos und 40 000 LKWs bisher ca. 6 0001 gif-
tiger Abgase pro Tag in die Luft schleuderten.

Umweltschutzgruppen haben die lokalen und na-
tionalen Umweltschutzbehörden und einen
Großteil der Bürger auf ihrer Seite, so daß man
schon von einem Modellfall für andere Städte,
wie z.B. Chicago oder New York, spricht.

Im ersten Abschnitt von 1989 bis 1993 wird es

strenge Kontrollen für Farben, Fettentferner und
andere lösungsmittelhaltigen Produkte geben.
Flüßige Grillanzünder und Benzinrasenmäher
werden verboten. Firmen, die bei ihren Ange-
stellten die Pflicht zu Fahrgemeinschaften nicht
durchsetzen, müssen Bußgelder zahlen. Die
Zahl der Autos pro Familie wird begrenzt, und
das Parken im Stadtgebiet wird gebührenpflich-
tig. Die Wagen müssen mit Gürtelreifen ausge-
stattet werden, da diese weniger Abrieb verursa-
chen. Bis 1993 sollen alle Autos von Firmen, öf-
fentlichen Einrichtungen und AutoVermietungen
mit Methanol fahren. Bis 1998 sollen 40% aller
PKW, 70 % aller LKW und alle Busse auf Metha-
nol oder Strom umgestellt sein, bis zum Jahre
2007 auch alle PKW.

Ergänzt werden diese Schritte durch eine Stär-

kung des öffentlichen Nahverkehrs und, wohl
noch wichtiger, Versuche, die Innenstadt wieder
attraktiver zum Wohnen zu machen.

Die Kosten für diese Maßnahmen werden mit
2,8 Mrd. US $ pro Jahr in den ersten fünf Jahren

veranschlagt. Dieser Betrag mag sehr hoch er-
scheinen, er steht jedoch jährlich Kosten von 13

Mrd. US $ gegenüber, die derzeit für die Folgen
der Luftverschmutzung im Gesundheitswesen
und für Schäden an Gebäuden, Anlagen und
landwirtschaftlichen Produkten gezahlt werden.

New Sctenfisr

Streit um kalifornische
Umweltgesetzgebung

Seit ihrer Verabschiedung 1986 ist die »Propo-
sition 65«, die in Kalifornien einen verbesserten
Schutz vor Umweltchemikalien garantieren soll,
heftig umstritten. Das Gesetz geht einen unge-
wohnlichen Weg: Es schreibt vor, daß Firmen,
die die Öffentlichkeit wissentlich einer kanzero-

genen oder teratogenen Substanz aussetzen, de-
ren Konzentration ein signifikantes Risiko dar-
stellt, auf ihren Produkten eine diesbezügliche
Warnung anbringen müssen. Darüber hinaus
verlagert es einen Teil der Beweislast, welche
Konzentration eines Stoffes riskant ist, auf den
Benutzer und nicht auf den Staat. Aufgabe des
kalifornischen Staates war es in den letzten zwei
Jahren, eine Risikoschwelle festzusetzen (die auf
einen zusätzlichen Krebsfall auf 100 000 Men-
sehen festgelegt wurde) und eine Liste kanzero-

gener und teratogener Substanzen zusammenzu-
stellen. Das Gesetz erfaßt sowohl Konsumgüter,
Arbeitsschutzmaßnahmen als auch Emissionen.
12 Monate nachdem eine Substanz in die Liste
aufgenommen ist, muß die Industrie eine deutli-
che Warnung auf ihren Produkten anbringen. 20
Monate nach der Einstufung ist es untersagt, die
Chemikalie in riskanter Menge in eine potentiel-
le Trinkwasserquelle einzuleiten.

Das Gesetz wurde von einem Konsortium von
Verbraucher- und Umweltschutzorganisationen
verfaßt und war Gegenstand heftiger Debatten.
Die Verteidiger halten das Gesetz für innovativ,
da so Lücken in der bisherigen Gesetzgebung ge-
schlössen werden können, und ein Anreiz ge-
schaffen wird, kanzerogene Substanzen durch
harmlosere zu ersetzen. Von Seiten der Industrie
wurde vorausgesagt, daß 14 000 - 90 000 Güter
mit einer Warnung versehen werden müßten.

Die Industrie scheint bisher die US-Bundes-
behörden in Washington nicht davon überzeugt
zu haben, daß das Gesetz größeren wirtschaftli-
chen Schaden anrichte. In einem Leserbrief be-

richtet der »Environmental Defense Found«, daß
eine Studiengruppe des Weißen Hauses die für
die Hersteller anfallenden Kosten ähnlich ver-
anschlagt wie die einer normalen Qualitätskon-
trolle. Science

Proteste gegen
Bhopal-Vereinbarungen

Nachdem die Indische Regierung und Union
Carbide einem Spruch des Indischen Obersten
Gerichtes Anfang Februar 1989 zugestimmt hat-

ten, kam es zu öffentlichen Auseinandersetzun-

gen um die Höhe der Abfindung. Das Gericht
hatte eine Summe von 470 Mio. US $ festgesetzt,
von der die amerikanische Muttergesellschaft
(UCC) 425 Mio. US $ und die indische Tochter-

gesellschaft (UCIL) die übrigen 45 Mio. US $ an

die indische Regierung zahlen sollte.
Mit diesem Richterspruch ist die juristische

Auseinandersetzung um die Folgen der Giftgas-
katastrophe in Bhopal vom 2. Dezember 1984 be-

endet. Damals waren 40 t des hochgiftigen Me-
thylisozyanates aus der von UCC gebauten und

von UCIL betriebenen Anlage zur Pestizidpro-
duktion freigesetzt worden. Nach offiziellen An-
gaben waren 2 660 Menschen getötet und 30 000
bis 40 000 verletzt worden. Kurz nach dem Un-
glück hatte die Indische Regierung alle Ansprü-
che der Bürger übernommen und war als einzi-

ger Kläger gegen Union Carbide aufgetreten.
Alle Ansprüche, Rechte und Verpflichtungen

sollen hiermit abgegolten sein. Durch die Uber-
nähme der Ansprüche wurde somit verhindert,
daß nach diesem Urteil weitere Prozesse gegen
Union Carbide wegen Fahrlässigkeit und Verlet-

zung der Sicherheitsvorschriften angestrengt
werden können. Die Entschädigung liegt unter-
halb des Betrages von 600 Mio. US $, den Union
Carbide vor zwei Jahren als außergerichtlichen
Vergleich angeboten haben soll, und beträgt etwa
15 % der von der Regierung veranschlagten Scha-

denssumme. Um weitere Verzögerungen zu ver-
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hindern, nahm die Regierung die Entscheidung
an.

Die Presse reagierte sehr heftig, und die Oppo-
sitionsparteien kündigten eine landesweite Pro-

testaktion an, um im Vorfeld der Kongreßwahlen
im November gegen den »Betrag an r/en /n/eres-

yen r/er Op/er «nr/ r/en /lu.yverArau/an e/ie amer/-
kan/sc/ien Mir/Iis« vorzugehen. In Bhopal selbst

kam es zu Protestmärschen zum Sitz der Gouver-

neurs, und in Neu Delhi wurde Polizei gegen De-

monstranten vor dem Gericht eingesetzt.
Die Proteste stützen sich auf Erfahrungen mit

der Regierung bei der Geldverteilung von Kata-

Strophen wie Überschwemmungen oder Dürren.
Sie sieht sich 575 000 Forderungen gegenüber,
die Hälfte davon ist überhaupt erst geprüft wor-
den. So ist es sehr fraglich, ob die Gelder der

UCC überhaupt bei den Opfern ankommen wer-
den. Ataiire

Wie islamisch ist
Ihre Wissenschaft

Unter dieser Überschrift erschien schon letz-
tes Jahr eine Anzeige in »Nature«. Ein »Muslim
Institute« in London (Dr. Kalim Siddiqui, The
Muslim Institute, 6 Ensleigh Street, London
WC1H ODS) warb für ein Seminar und rief alle
islamischen Wissenschaftler auf, ihre Fähigkei-
ten in den Dienst einer islamischen Wissenschaft
zu stellen. Begründet wurde es mit dem Unbeha-

gen von Forschern, für die westliche Zivilisation
und Kultur zu arbeiten.

»Es mag aii/ler/ia/A r/er i.y/amisc/ien HF// e/wa
500000 /s/am/sc/m H'/ssensc/ia/r/er geben, /n

erster E/n/e m HF.s/europa «m/ t/en (7.S/I. D/e
meisten rt/eser /ioebgeb/Weten Mohammedaner
s/nd s/ch in der einen oder anderen BF/se be-

vvnjSt, da/f sie zu einer anderen Au/liir und Z/v///-
sat/on geboren a/s i'bre wes/Zic/ie Eingebung.
K/e/e erkennen d/e wesf/ic/ien kii/tnre//en «nd

n/cbt-w/ssenscba/t/icben E/n/bisse an/i'bre W/s-

sensc/iq/?. Einige woben ancb znm Eortscbr/tt
der Wissenscha./f in der iT/am/sc/ien HF/t bei-
fragen. «

»Obwob/ eine we/fwe/fe w/am/sc/ie »sc/ent//zc

commitrii/y« existiert, kann man nocb n/chf von

einem is/am/sc/ien H4'.s.sen.yc/iq/t.yparai//gma

sprechen. Einige Grandsafz/ragen müssen be-

antwortet werden. Sind be/sp/e/sweise nene w/s-

senscba/t/Zcbe Eevo/nt/onen zu erwarten im Eab-
men der w/am/sc/ien En/tnr nnd Z/viV/saf/on?

HFnn/a, wie könnte sie ansseben? Branchen wir
einen is/am/sc/ien E/nsfe/n oder einen is/ami-
sehen 77iomas Enbn?... Oder ist, wie einige nns
g/anben machen wo/Zen, d/e moderne Erper/-
men/a/w/s.smrc/iq/t w/rk//c/i wert/rei? Oder be-

denfet, wie andere erk/ären, die HFrt/re/he/f
se/bst eine Einschränkung der HFrte?«

Dr. Kalim Siddiqui, Leiter dieses Institutes,
rief dazu auf, unter dem Arbeitstitel »Weltsemi-

nar über Wissenschaft, Technik und die islami-
sehe Zivilisation« zunächst einfach Ideen zu-
sammenzutragen, da es dazu »an der Zeit« sei.
Daß es langfristig möglicherweise auch um mehr
gehen könnte, macht die Bitte deutlich, dem In-
stitut eine Liste befreundeter Wissenschaftler
aus aller Welt zuzuschicken. A'alnrc

Blick in die Großforschung

Die vierjährige Durchführungsphase des

Eureka-Projekts PROMETHEUS hat be-

gönnen. Die von der Industrie kalkulierten
Projektkosten von 800 Mio. DM verteilen sich
auf Projekte in Frankreich (25%), Italien
(20%), Großbritannien (5%), Schweden
(10%) und die Bundesrepublik (40%). Die
Durchführungsphase wird im Bundesministe-
rium für Forschung und Technologie (BMFT)
mit 80 Mio. DM gefördert; 30 bis 40 Mio. DM
werden von der EG-Kommission erwartet,
während der Eigenanteil der Industrie 210

Mio. DM betragen soll. Auf deutscher Seite

sind die Automobilfirmen BMW, Daimler-
Benz, MAN, Porsche und Volkswagen, zehn

Elektronikfirmen sowie ca. 50 wissenschaftli-
che Institute beteiligt. Das BMFT erhofft sich
wesentliche Impulse für die Bildverarbeitung,
Mustererkennung, zur künstlichen Intelligenz
und Steuerungs- und Regelungstechnik. •
Die europäische Industrie soll zukünftig einen

unabhängigen Zugang zur Entwicklung und

Nutzung von Halbleitern erhalten. Im Rahmen

von Eureka wurden jetzt umfassende Pia-

nungsunterlagen für das Projekt JESSI (Joint
European Submicron Silicon) erstellt, das

ein Gesamtvolumen von ca. 8Mrd. DM haben
soll. • Das im Herbst 1983 auf Initiative von
Baden-Württemberg eingerichtete Europäi-
sehe Forschungszentrum für Maßnahmen
der Lufreinhaltung soll weitergeführt wer-
den. Mit 36 Mio. DM für die nächste sechsjäh-
rige Phase unterstützt die Landesregierung in
Stuttgart Forschungsvorhaben zur Einwirkung
von Luftschadstoffen auf Waldökosysteme,
zum atmosphärischen Verhalten von Schad-

Stoffen, zur Emissionsminderung und zur Klä-

rung des Zusammenhanges von Luftver-
schmutzung und Erkrankungen der Atemwe-

ge. • Das BMFT finanziert mit 7,9 Mio. DM
Forschungsvorhaben zur Entstehung von
Dioxin, von dem man sich konstruktive und
verfahrenstechnische Maßnahmen für Müll-
Verbrennungsanlagen verspricht. An der Uni-
versität Hamburg läuft seit Mitte 1987 ein For-
schungsprojekt zum bakteriellen Abbau
von Dioxin. Eine Forschergruppe isolierte
jetzt ein Bakterium, das dioxinartige Verbin-
düngen angreift und mineralisiert. In Labor-
kulturen ist durch dieses Bakterium der völlige
Abbau von Dibenzofüran erreicht worden.
Neben bakterieller Biomasse entstehen nur
ungiftige Stoffwechselprodukte. • Heinz
Riesenhuber zog Bilanz über vier Jahre For-
schungsförderung in der Biotechnologie.
Die Aufwendungen des BMFT sind von 123

Mio. DM im Jahre 1984 auf 261 Mio. DM 1988

gestiegen und sollen für Bereiche wie Bioreak-

toren, Bio-Verfahrenstechnik, Bio-Computing
und Bio-Sensorik neue Ansätze liefern. Mehr
als 50 Mio. DM des Biotechnologie-Pro-
gramms werden von Bonn für die Anwendung
neuer Methoden in der Pflanzenzucht ausge-
geben. Auf dem 12. Kongreß der Europäi-
sehen Gesellschaft für Pflanzenzüchtung hielt
Riesenhuber eine Verkürzung der Züchtungs-
zeit von gegenwärtig 10 bis 20 Jahre auf 6 bis 10

Jahre besonders bei hochwertigen Kultur-
pflanzen für möglich. • Die Gesellschaft für
Mathematik und Datenverarbeitung (GMD)
hat aufder diesjährigen CEBIT-Messe in Han-

nover das Werkzeugsystem BABYLON vor-
gestellt, das als Expertensystem zur aerodyna-
mischen Optimierung von Fahrzeugen, aber
auch zur Organisation von Büroraumbelegun-
gen eingesetzt werden kann. Die Weiterent-

wicklung und Vermarktung erfolgt in Zusam-
menarbeit mit der VW-Tochter VW-GEDAT.

• An einem Demonstrationsprogramm für
Einzelwindkraftanlagen bis 250 KW betei-

ligt sich das BMFT mit 5 Mio. DM, an einem
zweiten Programm für Anlagen mit 80 bis 800

KW mit 20 Mio. DM. Außerdem sollen vier
experimentelle Windparks mit ca. 10 Anlage-
typen an der Nordseeküste von Niedersachsen
und Schleswig-Holstein entstehen. Was bis

jetzt noch fehlt, ist laut Pressemitteilung des

BMFT »ein Großexperiment von elektrizitäts-
wirtschaftlich relevanter Größenordnung«.
Das »100-MW-Wind«-Projekt des BMFT mit
Hunderten von Windkraftanlagen, vornehm-
lieh im norddeutschen Raum, soll diese Lücke
schließen und Kosten von ca. 400 Mio. DM ver-
Ursachen. Ds BMFT trägt davon ca. 130 Mio.
DM. • Das Deutsche Krebsforschungszen-
trum in Heidelberg stellte die erste Ausgabe
der Zeitschrift »Einblick« vor. Themen: Inter-
ferone, dreidimensionale Computerbilder
menschlicher Organe, stereotaktische Krebs-

behandlung, Geschichte psychosomatischer
Krebstheorien und Tumorheilung durch Wär-
mequellen. Die Zeitschrift kann kostenlos
beim Deutschen Krebsforschungszentrum,
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, Im Neuen-
heimer Feld 280, 6900 Heidelberg, bezogen
werden. • Das Kernforschungszentrum Karls-
ruhe (KfK) hat einen Bericht über Plutonium
veröffentlicht, in dem u.a. Aspekte zur Hand-

habung von Plutonium im Kernbrennstoff-
kreislauf, Strahlenschutz, Nachweismöglich-
keiten in der Natur sowie im menschlichen

Körper behandelt werden. Für DM 25 kann

der KfK-Bericht Nr. 4516 bei der Literaturab-
teilung des Kernforschungszentrums bezogen
werden. • Indennächstenvier Jahren willdas
BMFT 40% von ca. 1 Mrd. DM, die für For-

schung und Entwicklung erneuerbarer Ener-

gien aufgewendet werden sollen, in Projekte
der Photovoltaik stecken. Das Programm soll

zur Senkung der industriellen Fertigungsko-
sten, zur Steigerung des Wirkungsgrades bei

der Umwandlung von Licht in Strom, zur Ver-

besserung der System- und Anwendungstech-
nik, verstärkter Grundlagenforschung und Er-

probung in verschiedenen Anwendungsberei-
chen eingesetzt werden. pppp
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